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UNSER NEUES MITGLIED:  
 
MMag. Dr. Harald Haas 
 
Geboren 1965 in Klagenfurt, Aufwachsen, 
Schule und Matura ebenda.  
Studium der Politikwissenschaften und der 
Psychologie. 
 
Danach jeweils einige Jahre Dienst als Offizier 
im Österreichischen Bundesheer und als Be-
amter im Bundesministerium für auswärtige 
Angelegenheiten und schließlich seit über 30 
Jahren als Wissenschafter an der Landesver-
teidigungsakademie in Wien mit speziellem In-
teresse an Massenpsychologie, Politischer 
Psychologie, Sicherheitspolitik, Leadership und Konfliktmanagement.  
 
Als Feldforscher, als Psychologe und Politologe, habe ich einen großen Teil meines Lebens, 
Arbeitens und Forschens im Fernen und Nahen Osten auf der Suche nach dem Wesen des 
Menschen und dessen, was ihn treibt verbracht, letztlich auch sechs kriegerische Jahre im 
Gaza-Streifen. 

UNSERE PARTEI

UNSERE KONTAKTDATEN



HARALD HAAS: „Einerseits hat sich in mir über 
viele Jahrzehnte hinweg die Erkenntnis ver-
festigt, dass ich die ganze Welt nicht verbes-
sern kann, so sehr ich mir das auch wünschen 
mag. Ich kann nur versuchen, auf mein unmit-
telbares persönliches Umfeld positiv einzuwir-
ken und so das Leben und Zusammenleben in 
einem Mikrokosmos zu optimieren.  
Andererseits haben die Jahre der Covid-
Zwangsmaßnahmen und die meiner Wahrneh-
mung zufolge darauf aufbauende Erosion 
gesellschaftlichen Zusammenhalts, der Grund- 
und Freiheitsrechte, all dessen, was mit auch 
wesentlich die Zivilisation dieses Landes aus-
macht, in mir den Wunsch geweckt, doch ein-
mal in größerem Rahmen zu versuchen, die 

Kernaufgabe von Politik, die Schaffung des größtmöglichen Nutzens für die größtmögliche 
Anzahl an Menschen zu verwirklichen.“ 
 
 
UNSERE HALTUNG ZU SICHERHEIT UND NEUTRALITÄT 
 
„Sicherheit“ ist ein Thema, das die Menschen in Österreich heute mehr denn je beschäftigt. 
Multiple aufeinander folgende bzw. einander überschneidende Krisen der letzten Jahre bis 
heute (Covid-19, Ukraine, Klima, Blackout-Gefahr…) haben das Unsicherheitsgefühl dieser Men-
schen gestärkt. Anstatt nach Jahrzehnten der Prosperität in einem der dem Vernehmen nach 
wohlhabendsten Länder der Welt sich dem Wachstum und der Entwicklung zu widmen, sieht 
sich eine Mehrheit der Menschen in Österreich damit konfrontiert, wenigstens die Herausfor-
derungen basaler Sicherheits- und Überlebensbedürfnisse meistern zu können, Ängste sind 
die Folge dieser Situation.  
Wir sehen es als eine unserer größten Herausforderungen und Aufgaben, den Menschen in 
Österreich Ängste zu nehmen und Sicherheit zu vermitteln. Neben Leidenschaft leiten uns 
dabei auch Verantwortungsgefühl und Augenmaß, wenn wir uns der beiden Aspekte der äu-
ßeren und inneren Sicherheit annehmen: 
 
a) Äußere Sicherheit 
 
Alle Maßnahmen, die den Schutz Österreichs nach Außen und Innen sicherstellen sollen, müs-
sen den Anforderungen der Satzung der Vereinten Nationen, des Völkerrechts, der österrei-
chischen Verfassung und der Menschenrechte genügen.  
Österreich definiert sich als ein „immerwährend neutraler Staat“, wobei das Neutralitätsgesetz 
als eine der beiden verfassungsrechtlichen Grundlagen der österreichischen Neutralität diese 
als militärische Neutralität festlegt.  
Die zweite Grundlage ist der Art. 23j B-VG, der den Rahmen festlegt, innerhalb dessen Öster-
reich als neutraler Staat an der „Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik“ („GSVP“) 
mitwirken kann.  
Die österreichische Neutralität ist eine wehrhafte, das bedeutet letztlich auch die Verpflichtung 
dazu, ein einsatzfähiges und schlagkräftiges Bundesheer aufzustellen und zu unterhalten.  
 



Der gegenwärtige Konflikt in der Ukraine zeigt deutlich, dass Neutralität zeitgemäß ist, mehr 
noch: 
 

Neutralität schützt! 
 
Es gibt guten Grund dazu anzunehmen, dass eine Neutralitätserklärung der Ukraine diesen 
Konflikt verhindert hätte. Neben der überwältigenden Unterstützung der österreichischen 
Bevölkerung für die Neutralität bietet diese nicht nur wichtige außenpolitische Gestaltungs-
chancen für Österreich, sondern kann darüber hinaus verhindern, als Mitglied eines Militär-
bündnisses wie der NATO in deren Konflikte hineingezogen und zur Zielscheibe zu werden. 
Neutralität kann als Sicherheitsgarantie verstanden werden. Bündnisse zeigen hingegen einen 
eskalierenden Effekt, je stärker die Bündnisverpflichtungen, desto größer die Kriegsgefahr 
und die Einschränkung diplomatischer Fähigkeiten. 
 
 
Forderungen für die Zukunft: 
 

▶Stärkung der österreichischen Neutralität, auch durch eine aktive, konsequente und  
   glaubwürdige Neutralitätspolitik (z.B. Hilfe bei Konfliktbearbeitung anderer Staaten,  
   Streitbeilegung, Vermittlung, Entspannung, „neutraler Ort“ für Begegnungen und  
   Verhandlungen, humanitäre Hilfe etc.).  

 
▶Aufrechterhaltung des Einstimmigkeitsprinzips in der zweiten und dritten Säule  
   der EU. 

 
▶Aufbau des österreichischen Bundesheeres zu einem verteidigungs- und außen-  
   politischen Tool, das glaubwürdig dazu in der Lage ist, die Neutralität Österreichs 
   mit allen zu Gebote stehenden Mitteln aufrechtzuerhalten und zu verteidigen, 
   ebenso wie dessen Kapazitäten für die Katastrophenhilfe. Konzentration des 
   österreichischen Bundesheers auf seine Kernaufgabe, die militärische Landes- 
   verteidigung und Abbau der „Hilfs-Polizisten-Assistenzleistungen“ im Inneren, die  
   sowohl Ausbildung als auch Dienstbetrieb nachhaltig behindern. 

 
▶Erarbeitung einer umfassenden, auf der Neutralität Österreichs aufbauenden  
   österreichischen Sicherheitsstrategie unter besonderer Berücksichtigung der  
   Umfassenden Landesverteidigung. 

 
▶„Wiederbelebung“, Förderung und Nutzung von Internationalen Organisationen wie  
   der OSZE als Plattform für Friedenskonferenzen und einer Plattform für den Aufbau  
   einer nachhaltigen, stabilen und friedlichen zukünftigen Friedensarchitektur. 

 
 
 



b) Innere Sicherheit 
 
Tausende Polizistinnen und Polizisten leisten an der Basis tagtäglich korrekt und mit hoher Ein-
satzbereitschaft ihren oft sehr schwierigen und herausfordernden Dienst an den Menschen 
dieses Landes. Darüber soll aber nicht vergessen werden, dass die Sicherheitskräfte gerade 
in einem liberalen Rechtsstaat nur in einem engen rechtsstaatlichen Korsett operieren dürften. 
In einem solchen Staat ist für die Bevölkerung alles erlaubt, was nicht ausdrücklich verboten 
ist. Bürokratischen Systemen wohnt aber die Tendenz inne, ihre Befugnisse und Gewalten 
ständig und beharrlich auszuweiten und letztlich in alle möglichen Bereiche gesellschaftlichen 
und privaten Lebens regulierend einzudringen – wenn auch vielleicht mit den besten Absich-
ten. Polizei- und Bürgerrechte sind kommunizierende Gefäße, ein moderner liberaler Rechts-
staat zeichnet sich u.a. dadurch aus, dass seine Bürger- und Freiheitsrechte jene der 
Sicherheitskräfte bei weitem überragen. Vielmehr hat ein moderner liberaler Rechtsstaat seine 
Gewaltunterworfenen auch vor eben diesem Staat zu schützen. 
 
Die letzten Jahrzehnte waren auch in Österreich gekennzeichnet von einem gefährlichen 
Abbau liberaler Bürgerrechte im Gegensatz zur massiven Zunahme der Befugnisse von Sicher-
heitskräften. Neue Bedrohungen der inneren Sicherheit wie Cyber-Angriffe oder terroristi-
sche Bedrohungen stellen sicherlich eine Herausforderung für die Sicherheitskräfte dar. Im 
Bemühen um die Bewältigung dieser Herausforderung scheinen diese Sicherheitsdienste aber 
keine Abwägung von Rechtsgütern vorzunehmen, sondern verlangen eine extensive Auswei-
tung ihrer Befugnisse (aktuelles Beispiel: das „going dark“ Szenario), welche ihnen letztlich z.B. 
auch ungebremste Massenüberwachung ermöglichen soll, obwohl kein noch so starker Poli-
zeistaat in der Lage wäre, Verbrechen zu verhindern.  
 
Eine weitere Herausforderung für eine effektive Arbeit der Sicherheitsdienste im Innenminis-
terium stellen fehlende „checks & balances“ und damit die zunehmende Aushöhlung der 
Rechtsstaatlichkeit durch die Fusionierung verschiedener vorher getrennter Sicherheits-
dienste dar. Zudem wurden die Sicherheitsbehörden mit dem Wachkörper Bundespolizei zu-
sammengelegt und erhebliche Kompetenzen im Innenministerium gebündelt, auch polizeiliche 
Parallelstrukturen aufgebaut.  
 
 
Forderungen für die Zukunft: 
 

▶Alle rechtlichen Maßnahmen im Bereich der inneren Sicherheit haben sich streng  
   am Primat der verfassungsmäßig garantierten Grund- und Freiheitsrechte zu  
   orientieren. Der Staat darf in diese Rechte nur im unbedingt notwendigen Ausmaß 
   eingreifen. Dem ist auch bei der Ausarbeitung einschlägiger legistischer Maß- 
   nahmen auf EU-und internationaler Ebene Rechnung zu tragen. 

 
▶Die Etablierung eines Systems der „checks & balances“ in der Organisations- 
   struktur der Polizei über eine Trennung der Polizeibehörden vom Polizeiwachkörper.  

 
▶Die Trennung von Nachrichtendienst und Staatsschutz. 

 
▶Die Stärkung der Polizeiinspektionen als „Basis-Sicherheits-Inseln“. 

 
▶Die Schaffung einer parlamentarischen Kontrollinstanz über die Polizei analog der  
   parlamentarischen Bundesheerbeschwerdekommission. 



KOMMENDE TERMINE 
 
Die Vertreter und Vertreterinnen der Liste Madeleine Petrovic haben ihre erste Bundes-
ländertour gestartet. Am Wochenende wurde Graz besucht. Öffentliche Diskussionforen 
in Linz, Innsbruck, Vorarlberg und Salzburg folgen. 
 
Am 27. Juni 2024 ist die Liste Madeleine Petrovic in Linz, um sich und Teile des Parteipro-
gramms vorzustellen. 
Um 11 Uhr gibt es dazu eine Pressekonferenz. Der Ort und das Thema werden zeitgerecht 
auf der Partei-Homepage bekanntgegeben. 
 
 


